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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


een 


(Nr. 2595.) Verordnung wegen Einführung kürzerer Verjaͤhrungsftiſten für die Landestheile, 
in welchen noch gemeines Recht gilt. Vom 6. Juli 1845. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen dc. ır. 


Da die Einfuͤhrung kuͤrzerer Verjaͤhrungsfriſten nach Maßgabe des Geſetzes 
vom 31. Maͤrz 1838. (Geſetzſammlung Seite 249.) auch in denjenigen Lan⸗ 
destheilen ſich als ein Beduͤrfniß ergeben hat, in welchen noch gemeines Deut⸗ 
ſches Recht gilt, ſo verordnen Wir, nach Anhoͤrung Unſerer getreuen Staͤnde 
der betheiligten Provinzen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums fuͤr 
den Bezirk des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein, ſowie fuͤr Neuvorpommern und 
Rügen, unter Aufhebung aller entgegenſtehenden Rechtsnormen, was folgt: 


BR 

Eine Verjährungsfrift von zwei Jahren tritt ein bei den Forderungen 

1) Der Fabrikunternehmer, Kaufleute, Krämer, Kuͤnſtler und Handwerker 
fuͤr Waaren und Arbeiten, imgleichen der Apotheker fuͤr gelieferte Arz⸗ 
neimittel. Ausgenommen hiervon ſind ſolche Forderungen, welche in 
Bezug auf den Gewerbsbetrieb des Empfaͤngers der Waare oder Arbeit 
entſtanden ſind. 

2) Der Fabrikunternehmer, Kaufleute, Kraͤmer, Kuͤnſtler und Handwerker 
wegen der an ihre Arbeiter gegebenen Vorſchuͤſſe; f 

3) der öffentlichen und Privat-Schul⸗ und Erziehungs», ſowie der Penſions⸗ 
und Verpflegungs-Anſtalten aller Art für Unterhalt, Unterricht und 


Erziehung; 

4) der öffentlichen und Privatlehrer hinſichtlich der Honorare mit Ausnahme 
derjenigen, welche bei den Univerfitäten und andern offentlichen Lehr— 

anſtalten reglementsmaͤßig geſtundet werden; 

5) der Fabrikarbeiter, Handwerksgeſellen, Tageloͤhner und anderer gemeiner 

Handarbeiter wegen ruͤckſtaͤndigen Lohnes; 

6) der Fuhrleute und Schiffer hinſichtlich des Fuhrlohnes und Frachtgeldes, 
ſowie ihrer Auslagen; u?) 

7) der Gaſt- und Speifewirthe fir Wohnung und Bekoͤſtigung. 
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Ausgegeben zu Berlin den 2. Auguſt 1845. 
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5 $. 2. 
Eine Verjaͤhrungsfriſt von vier Jahren tritt ein bei den Forderungen 

1) der Kirchen, der Geiſtlichen und anderer Kirchenbeamten wegen der Ge— 
buͤhren fuͤr kirchliche Handlungen; 

2) der Kommiſſarien oͤffentlicher Behoͤrden, der Juſtizkommiſſarien und ge⸗ 
richtlichen Anwalte, der Notare, der Medizinalperſonen mit Ausſchluß 
der Apotheker, der Feldmeſſer und Kondukteure, der Auktionskommiſſarien, 
der Maͤkler und uͤberhaupt aller derjenigen Perſonen, welche zur Beſor— 
gung beſtimmter Geſchaͤfte oͤffentlich beſtellt oder zugelaſſen ſind, oder 
ſonſt aus der Uebernehmung einzelner Arten von Auftraͤgen ein Gewerbe 
machen, ſowie der Zeugen und Sachverſtaͤndigen, wegen ihrer Gebuͤhren 
und Auslagen; 

3) der Haus⸗ und Wirthſchaftsoffizianten, der Handlungsgehuͤlfen und des 
Geſindes an Gehalt, Lohn und andern Emolumenten; 

4) der Lehrherren hinſichtlich des Lehrgeldes; 

5) wegen der Ruͤckſtaͤnde an vorbedungenen Zinſen, an Mieths- und Pacht⸗ 
geldern, Penſionen, Beſoldungen, Alimenten, Renten und allen zu be⸗ 
ſtimmten Zeiten wiederkehrenden Abgaben und Leiſtungen, es mag das 
Recht dazu im Hypothekenbuche eingetragen fein oder nicht; 

6) wegen Ruͤckſtaͤnde von Abgaben, die in Folge einer vom Staate beſon⸗ 
ders verliehenen Berechtigung an Privatperſonen zu entrichten ſind, als: 
Wege- und Bruͤckengelder u. ſ. w.; 

7 851 Erſtattung ausgelegter Prozeßkoſten von dem dazu verpflichteten 

egner; 

8) auf Nachzahlung der von den Gerichten, Generalkommiſſionen, Reviſions— 
Kollegien und Verwaltungsbehoͤrden gar nicht oder zu wenig eingefor⸗ 
derten oder auf Erſtattung der an dieſelben zu viel gezahlten Koſten mit 
Einſchluß der Stempel- und Portogefaͤlle, ausgenommen bleiben jedoch 
die Werthſtempel, welche mehr als ein Prozent betragen, oder zu Ver: 
traͤgen oder Schuldverſchreibungen zu verwenden ſind. 


H. 3. 
Beſtehen bei den in den $$. 1. und 2. aufgeführten Forderungen unter 
beſonderen Verhaͤltniſſen nach den bisherigen Geſetzen noch kuͤrzere Verjaͤhrungs— 
friſten, ſo behaͤlt es dabei ſein Bewenden. 


i $. 4. 
Die Verjaͤhrung faͤngt an in Betreff: 

1) der Gebühren und Auslagen der in H. 2. Nr. 2. genannten Perſonen, 
in ſofern ihre Forderungen einer Feſtſetzung durch die vorgeſetzte Behoͤrde 
beduͤrfen, mit dem letzten Dezember desjenigen Jahres, in welchem ſie 
im Stande geweſen find, die Liquidation zur Feſiſetzung einzureichen; 

2) der in Prozeſſen und Unterſuchungen vorkommenden Gerichtskoſten, 
Stempel: und Portogefälle mit dem letzten Dezember desjenigen Jahres, 
in welchem der Prozeß oder die Unterſuchung durch rechtskraͤftiges Er⸗ 
kenntniß, Entſagung oder Vergleich beendet worden iſt; 

3) aller übrigen in den HF. 1. und 2. aufgeführten Forderungen mit dem 

auf 
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auf den feſtgeſetzten Zahlungstag folgenden letzten Dezember, und, wenn 


ein Zahlungstag nicht beſonders feſigeſetzt ift, mit dem letzten Dezember 
desjenigen Jahres, in welchem die Forderung entſtanden iſt. 


* 3, 
Der Lauf der in den $$. 1. und 2. beſtimmten Verjaͤhrungen wird 
dadurch nicht unterbrochen, daß das Verhaͤltniß, aus welchem die Forderungen 
entſtanden ſind, fortgedauert hat. 


$. 6. 
a nach erfolgter Unterbrechung eine neue Verjährung, fo genügt 
zu deren Vollendung eine der urſpruͤnglichen gleichkommende Friſt. Eine Aus⸗ 
nahme hiervon findet jedoch Statt, wenn wegen des Anſpruches eine rechts— 
kraͤftige Verurtheilung erfolgt iſt; in dieſem Falle tritt anſtatt der urſpruͤng⸗ 
lichen kuͤrzeren, die ordentliche Verjaͤhrungsfriſt ein. 


$. 7. 

Gegen folche Forderungen, welche zur Zeit der Publikation dieſes Ge⸗ 
ſetzes bereits faͤllig waren, koͤnnen die in den $$. 1. und 2. vorgeſchriebenen 
kürzeren Friſten nur vom letzten Dezember 1845. an gerechnet werden. 

Bedarf es zur Vollendung der bereits angefangenen Verjaͤhrung nach 
den bisherigen geſetzlichen Vorſchriften nur noch einer kuͤrzeren Friſt, als der 
in dem gegenwartigen Geſetze beſtimmten, ſo hat es bei jener kuͤrzeren Friſt 
ſein Bewenden. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 6. Juli 1845. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Eichhorn. v. Thile. 
v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. 
Gr. v. Arnim. Flottwell. Uhden. 


(Nr. 2390.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 11. Juli 1845. betreffend die Vermoͤgens⸗ 
Verwaltung der Kirchen, Pfarren und kirchlichen Stiftungen nach Maͤr⸗ 


Gr. 25952896.) 69 * 1) Bei 


a A 


1) Bei der Ausleihung von Kirchenkapitalien, ohne Unterſchied der Summe, 
ſoll es einer Anzeige der beabſichtigten Ausleihung an den Superinten— 
denten oder Inſpektor und der Genehmigung der geiſtlichen Oberen nicht 
beduͤrfen, wenn das Kapital in Staatsſchuldſcheinen, in Papieren der 
Engliſch⸗Preußiſchen Anleihe, in Pfandbriefen oder in Kur- oder Neu⸗ 
maͤrkiſchen Kriegsſchulden⸗Obligationen angelegt, oder gegen Hypothek 
auf ein ſtaͤdtiſches oder laͤndliches Grundſtuͤck, innerhalb der erſten Haͤlfte 
des durch eine gerichtliche Taxe ermittelten Werthes deſſelben an Per— 
ſonen, welche bei der Vermoͤgensverwaltung der Kirche nicht betheiligt 
ſind, ausgeliehen wird. 

2) Zur Vermiethung oder Verpachtung von Kirchengrundſtuͤcken ſoll es der 
Genehmigung der geiſtlichen Oberen nicht beduͤrfen, wenn die Vermie— 
thung oder Verpachtung, durch oͤffentliche Ausbietung, unter Beobach— 
tung der in den $$. 670. 672. und 673. Tit. 11. Th. II. des A. L. R. 
vorgeſchriebenen Formen und nicht an Perſonen geſchieht, welche bei der 
Verwaltung des Kirchenvermoͤgens betheiligt find. — Vererbpachtun— 

en duͤrfen niemals ohne die beſondere Bae der geiſtlichen 
beren erfolgen. g 

3) Zu Bauten bedarf es einer Zingeige an die geiftlichen Oberen und deren 
Genehmigung nicht, wenn der Bau lediglich die Unterhaltung und Wie- 
derherſtellung der vorhandenen kirchlichen Gebaͤude betrifft, und die Be— 
theiligten ſowohl uͤber den Bau ſelbſt, als uͤber die Beſchaffung der 
dazu erforderlichen Mittel, ſaͤmmtlich einverſtanden find. 

4) Beſitzt eine Kirche ſo viel Vermoͤgen, daß ohne Beeintraͤchtigung der 
Zwecke, fuͤr welche daſſelbe beſtimmt iſt, und namentlich ohne Gefaͤhr— 
dung der baulichen Unterhaltung der Kirche eine Verwendung auch zu 
anderen kirchlichen Zwecken, insbeſondere zur Verbeſſerung des Einkom— 
mens der Geiſtlichen und Kirchendiener, zur Unterſtuͤtzung von Prediger: 
und Kuͤſterwittwen, zum Bau der Pfarr-, Kuͤſter- und Schulgebaͤude 
u. ſ. w. Statt finden kann, ſo ſollen die geiſtlichen Oberen befugt ſein, eine 
ſolche Verwendung auf den uͤbereinſtimmenden Antrag des Patrons, des 
Geiſtlichen und der Kirchenvorſteher, zu genehmigen. Alle bisherige, ſo— 
wohl allgemeine, als beſondere geſetzliche Vorſchriften, welche den Be— 
geh en des gegenwaͤrtigen Erlaſſes entgegenſtehen, werden hierdurch 
aufgehoben. N 

Das Staatsminiſterium hat dieſe Meine Order durch die Geſetzſamm— 
lung bekannt zu machen. 
Sansſouci, den 11. Juli 1845. 


— 
— 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2597.) 
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(Nr. 2597.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 11. Juli 1845., betreffend die Ermächtigung 
des Kredit⸗Inſtituts für Schleſien, die ferner zu bewilligenden Pfand— 
briefe B. nach der Wahl des Antragenden entweder zu 4 oder zu 3% Pro- 
zent jaͤhrlicher Zinſen auszufertigen. a 


Auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 3. v. M. ermaͤchtige Ich das 
Kredit-Inſtitut für Schleſien, die von demſelben zu bewilligenden Pfandbriefe 
B. nach der Wahl des Antragenden, entweder der Verordnung vom 8. Juni 
1835. (Geſetzſammlung Nr. 1619.) §§. 9. und 28. gemäß, zu 4 Prozent, oder 
Meiner Order vom 31. Maͤrz 1843. (Geſetzſammlung Nr. 2352.) gemaͤß, zu 
3 Prozent jaͤhrlicher Zinſen auszufertigen, wobei Ich zugleich beſtimme, daß 
in dem Falle des F. 22. jener Verordnung nur die zu 4 Prozent Zinſen aus⸗ 
gefertigten Pfandbriefe B. von dem Kredit-Inſtitute eigenthuͤmlich übernommen 
werden ſollen. Dieſe Meine Order iſt durch die Geſetzſammlung zur oͤffent— 
lichen Kenntniß zu bringen. 
Sansſouci, den 11. Juli 1845. 


Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Rother, v. Bodelſchwingh und Ühden. 


(Nr. 2598.) Geſetz über das Verfahren bei Aufnahme von Notariatsinſtrumenten. Vom 
11. Juli 1845. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben die Vorſchriften uͤber das bei Aufnahme von Notariatsinſtrumenten zu 
beobachtende Verfahren einer Reviſion unterwerfen laſſen, und verordnen auf 
en Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach vernommenem Gutachten 
Unſeres Staatsraths fuͤr diejenigen Theile Unſerer Monarchie, in welchen die 
Allgemeine Gerichtsordnung Geſetzeskraft hat, was folgt: 


1 
Die Notare duͤrfen innerhalb der Grenzen ihres Amtsbezirks Nieman⸗ 
dem ihren Dienſt verweigern, vorbehaltlich der nachfolgenden Beſchraͤnkungen. 
102. 
Sie duͤrfen keine Verhandlung aufnehmen, deren Inhalt gegen ein 
Strafgeſetz verſtoͤßt. 


ar Ask 
Iſt der Inhalt der aufzunehmenden Verhandlungen von der Art, daß 
das Geſchaͤft, ohne gerade firafbar zu fein, dennoch verboten oder ungültig 
iſt, ſo iſt es die Pflicht des Notars, die Betheiligten hieruͤber zu belehren, 
und wenn fie dennoch bei ihrem Vorſatze beſtehen, in der alsdann unweiger⸗ 
lich aufzunehmenden Verhandlung von der ihnen gegebenen Belehrung und 
ihrer hierauf gemachten Erklaͤrung ausdruͤckliche Meldung zu thun. 
(Nr. 2597—2598.) $. 4. 


„ 


N $. 4. 

Der Notar ift zur Belehrung der Intereſſenten und zur ausdruͤcklichen 
Erwaͤhnung dieſer Belehrung verpflichtet, wenn er wahrnimmt, daß auch nur 
ein Intereſſent entweder zu dem beabſichtigten Geſchaͤft gaͤnzlich unfaͤhig oder 
nicht im Stande iſt, die rechtlichen Folgen des Geſchaͤfts zu uͤberſehen. 


§. 5. 

Kein Notar darf eine Verhandlung aufnehmen, bei welcher er ſelbſt, 
oder ſeine Frau, oder einer von ſeinen oder ſeiner Frau Verwandten oder 
Verſchwaͤgerten in aufs und abſteigender Linie, oder in der Seitenlinie bis zum 
Grade des Oheims oder Neffen einſchließlich, betheiligt ſind, oder worin eine 
Verfuͤgung zu Gunſten einer der genannten Perſonen getroffen wird. 


$. 6. 

In prozeſſualiſchen Angelegenheiten, in welchen der Notar einem der 
Betheiligten als Juſtizkommiſſarius bedient iſt, oder bedient geweſen iſt, ſo 
wie in den Angelegenheiten einer Partei, deren Generalmandatar der Notar 
iſt, darf derſelbe keine Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit aufnehmen. 


$. 7. 

Zu jeder Verhandlung hat der Notar entweder einen zweiten Notar 
oder zwei Zeugen zuzuziehen, in deren Gegenwart die Vorleſung der Ver— 
handlung und die Beifuͤgung der Unterſchrift, oder des Handzeichens derjeni— 
gen Intereſſenten, welche nicht ſchreiben koͤnnen, erfolgen muß. 

Die Zeugen muͤſſen dem Notar von Perſon bekannte Inlaͤnder, maͤnn⸗ 
lichen Geſchlechts, volljährig und des Leſens und Schreibens kundig fein. 

Unfaͤhig, als Zeugen zu dienen, ſind: 

1) Taube, Stumme und gerichtlich fuͤr Verſchwender erklaͤrte Perſonen; 

2) diejenigen, welche wegen irgend eines Verbrechens Zuchthausſtrafe er- 
litten haben, oder wegen Diebſtahls, Unterſchlagung, Betrugs, Un— 
treue, Faͤlſchung oder Eidesbruchs zu irgend einer Strafe verurtheilt 
worden ſind; £ 

3) ee welche für unfaͤhig erklaͤrt worden, einen nothwendigen Eid 
zu leiſten; 

4) diejenigen, denen in der Gemeinde, in welcher ſie ihren Wohnſitz haben, 
das Gemeinde- oder Stimmrecht in Gemaͤßheit der Staͤdte- oder Land— 
gemeindeordnnngen wegen Unwuͤrdigkeit verſagt oder entzogen iſt; 

5) diejenigen, welche eines oͤffentlichen Amtes entſetzt worden ſind. 


$. 8. 
Die Beſtimmungen des $. 5. finden auch auf den zweiten Notar und 
die Zeugen 1 
Auch darf der Notar mit den Inſtrumentszeugen oder mit dem zuge— 
zogenen zweiten Notar in dem im F. 5. angegebenen Grade nicht verwandt 
oder verſchwaͤgert ſein. 


H. 9. 
Die Dienftboten und Gehuͤlfen der Betheiligten und Notare, Wen 
lich 


u ww 


lich die Privatſchreiber der Notare, dürfen bei den Verhandlungen nicht als 
Zeugen zugezogen werden. 8 


F. 10. ee 

00 Pi von den Notaren aufzunehmenden Protokolle muͤſſen nothwendig 
enthalten: 

1) den Namen und Wohnort des Notars oder der Notare; 

2) den Namen, Stand und Wohnort der zugezogenen Inſtrumentszeugen 
und derjenigen Zeugen, durch deren Angabe ſich der Notar von der 
Identitaͤt ihm nicht bekannter Perſonen verſichert hat; 

3) die Namen, den Stand und Wohnort der Intereſſenten; 

4) den Ort, das Jahr, den Monat und Tag, an welchem die Verhand— 
lung aufgenommen iſt; : 

5) die Verſicherung, daß dem Notar, fo wie dem zugezogenen zweiten 
Notar oder den Inſtrumentszeugen, keines der Verhaltniſſe entgegen⸗ 
ſteht, welche von der Theilnahme an der Verhandlung nach §F. 5. 
bis 9. ausſchließen. 

5 11, e ue 
Hat ein Tauber oder ein Stummer eine Erklärung abzugeben, jo muß 
die Beobachtung der in den HH. 4. und 5. Titel 3. Theil II. der Allgemeinen 
Gerichtsordnung vorgeſchriebenen Formen aus dem Protokolle hervorgehen. 
12. 

Die Protokolle muͤſſen deutlich, ohne Abkuͤrzungen, Luͤcken und Durch⸗ 
ſtreichungen geſchrieben, Zuſaͤtze oder Abaͤnderungen aber, welche nach aufge⸗ 
nommener Verhandlung nothwendig werden ſollten, am Rande geſchrieben, 
und eben fo wie das Protokoll ſelbſt von den Intereſſenten unterzeichnet wer⸗ 
en. Summen und Zahlen muͤſſen mit Buchſtaben geſchrieben werden. 


$. 13. cell. 

Das Protokoll muß in Gegenwart des zugezogenen zweiten Notars 
oder der Zeugen laut vorgeleſen und hiernaͤchſt von den Intereſſenten unter⸗ 
ſchrieben werden. ! 

a Perſonen, welche nicht ſchreiben koͤnnen, haben ihr Handzeichen beizu⸗ 
fuͤgen, bei welchem der Notar oder einer der Zeugen bemerkt, wer daſſelbe 
gemacht hat. Der Zuziehung beſonderer Beiſtaͤnde bedarf es nicht. 


$. 14. bet wel] 
Das Protokoll ſchließt mit dem Atteſt: 5 
1) daß 3 Verhandlung, ſo wie ſie niedergeſchrieben, ſtattge⸗ 
funden hat; h 
2) daß fie in Gegenwart des Notars und des zugezogenen zweiten No— 
N 5 oder der Zeugen den Betheiligten vorgeleſen und von ihnen ge— 
nehmigt; 
3) daß e pon den Betheiligten eigenhaͤndig unterzeichnet, oder weshalb 
dies unterblieben und ſtatt der Unterſchrift ein Handzeichen beigefuͤgt iſt; 


(Nr. 2398.) §. 15. 
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H. 15. ee 
Die ſolchergeſtalt See Verhandlung iſt von den Notaren und 
Zeugen eigenhaͤndig mit Vor- und Zunamen zu unterſchreiben. 


H. 16. 

Die Urſchrift dieſer Verhandlung bleibt in den Haͤnden des Notars. 
Die Betheiligten erhalten Ausfertigungen derſelben; zu dieſem Zwecke iſt eine 
wortgetreue Abſchrift der Verhandlung mit allen Unterſchriften anzufertigen 
und darunter folgender Vermerk zu ſetzen: 

Vorſtehende in das Regiſter unter Nr... Jahr .... eingetragene 

Verhandlung wird hiermit fuͤr N. N. ausgefertigt. 

Sind mehrere Exemplare ausgefertigt, ſo wird dies hier beigefuͤgt. 

Unter dieſen Vermerk muß der Ort, das Jahr, der Monat und Tag 
der erfolgten Ausfertigung geſetzt, das Notariatsſiegel, welches zugleich die 
Schnur, wodurch mehrere Bogen mit einander zu verbinden ſind, halten muß, 
beigedruͤckt, und dieſe Ausfertigung von dem Notar eigenhaͤndig mit Beifuͤgung 
ſeines Amtstitels unterzeichnet werden. 


5. 17. 

Wie viel Exemplare der Verhandlung auszufertigen ſind, haͤngt von den 
Antraͤgen der Parteien ab. Der Notar iſt dafuͤr verantwortlich, daß ſaͤmmt— 
liche Exemplare genau mit einander uͤbereinſtimmen, und daß auf der Urſchrift, 
fo wie auf jedem Exemplare der Ausfertigung ($. 16.) bemerkt wird, wie oft 
die Verhandlung ausgefertigt und wem jedes Exemplar zugeſtellt worden. 

Fernere Insferigungek, fo wie beglaubigte Abſchriften oder Auszüge 
darf der Notar an Niemand außer den Betheiligten, deren Erben oder Rechts- 
nachfolgern geben. 


N $. 18. 

Wird von einem der Betheiligten, deren Erben oder Rechtsnachfolgern 
eine anderweitige Ausfertigung erbeten, ſei es, daß ſie keine erhalten haben, 
oder daß ſie einer neuen Ausfertigung beduͤrfen, ſo muß, wie im Falle des 
$. 17., der Name des Empfaͤngers und der Tag der Verabfolgung auf der 
Urſchrift vermerkt und in der Ausfertigungsklauſel ($. 16.) der Grund, weshalb 
die neue Ausfertigung ertheilt iſt, angegeben werden. 


§. 19. ö 
Die Notare find verpflichtet, über die Verhandlungen, bei denen fie mit— 
gewirkt haben, Verſchwiegenheit zu beobachten. 


$. 20. 

Bei den beſtehenden Vorſchriften, welche die Notare verpflichten, den 
Gerichten oder anderen Behoͤrden beglaubigte Abſchriften der Urkunden mitzu— 
theilen oder davon Kenntniß zu geben, verbleibt es auch fernerhin. 

§. 21. eb 

Wollen die Intereſſenten nur die Unterſchrift eines von ihnen vollzogenen 
Inſtruments anerkennen, ſo iſt der Notar weder ſchuldig, noch befugt, von dem 
Inhalt des Inſtruments Kenntniß zu nehmen. 3 

n 


ia 
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In dieſem Falle wird das uͤber die Rekognition der Unterſchriften auf— 

zunehmende Protokoll, welches den in dieſer Verordnung gegebenen Vor⸗ 

aide entſprechen muß, unter die zu rekognoszirenden Unterſchriften ge⸗ 
rieben. 

Dieſes Protokoll vertritt zugleich die in anderen Fällen nach H. 16. zu 
gebende Ausfertigung; der Notar hat ſein Amtsſiegel der Unterſchrift, welche 
nach H. 15. erfolgt, beizufügen, und daſelbſt zugleich die Nummer des Re⸗ 
giſters, unter welcher die 9 eingetragen iſt, zu vermerken. 

In den Händen des Notars bleibt nur der Eintragungsvermerk im Res 
giſter zuruͤck. 
22. e 

Wenn nicht blos die Unterſchrift, ſondern auch der Inhalt einer Urkunde 
anerkannt werden ſoll (Allgemeine Gerichtsordnung Theil I. Tit. 10. $. 125.), 
fo wird die Urkunde des zweiten Notars vor⸗ 
geleſen und, nachdem ſie anerkannt worden, der im Verwahr des Notars 
verbleibenden Urſchrift der Verhandlung angeheftet und mit derſelben ausge— 
fertigt. 


N 

In Anſehung der Formen der Wechſelproteſte und Vidimationen bleibt 

es bei den beſtehenden Geſetzen. 
H. 24. e 

Wenn die Intereſſenten oder auch nur Einer derſelben ſich in deutſcher 
Sprache auszudrucken nicht im Stande find, fo muß die Aufnahme der Ver⸗ 
handlung jederzeit in deutſcher Sprache und in derjenigen Sprache erfolgen, 
in welcher die Betheiligten ſich auszudruͤcken im Stande ſind. 


H. II. IH 7 

Sind der Notar und die beiden Zeugen, oder wenn keine Zeugen zuge⸗ 
zogen find, beide Notare der fremden Sprache, worin die Betheiligten ſich 
auszudruͤcken im Stande find, mächtig, fo erfolgt die Aufnahme und Vollzie⸗ 
hung des Protokolls in beiden Sprachen, ohne daß es der Zuziehung eines 
Dollmetſchers bedarf. 

§. 26. be, 

Iſt aber auch nur eine der bei Aufnahme der Verhandlung mitwirkenden 
Perſonen der fremden Sprache nicht mächtig, jo muß ein Do metſcher zuge⸗ 
zogen werden, welchen die Partheien ſelbſt waͤhlen oder durch den Notar 
waͤhlen laſſen. 


§. 27. 4 . a 
Sind bei dem Geſchaͤft mehrere Perſonen, welche ſich nur in fremder 
Sprache ausdrücken können, betheiligt, und iſt die Sprache derſelben verſchieden, 
fo it für jede Sprache ein beſonderer Dollmetſcher noͤthig; es ſoll jedoch die 
Zuziehung eines Dollmetſchers genuͤgen, wenn dieſer die Sprachen ſämmtlicher 
Betheiligten verſteht. 


Jahrgang 1845. (Nr. 2598.) 70 $. 28. 


A 


H. 28. 

Der Dollmetſcher muß als ſolcher vor Gericht vereidet ſein; den Be⸗ 
theiligten ſteht jedoch frei, ſich uͤber einen unvereideten Dollmetſcher zu ver⸗ 
einigen. 

$. 29. 

Der Dollmetſcher muß die Eigenſchaften eines guͤltigen Inſtruments⸗ 
zeugen haben, ($$. 7., 8. und 9.). Das Verbot des F. 5. findet auch auf 
ſein Verhaͤltniß zu dem zugezogenen zweiten Notar oder den Inſtrumentszeugen 
Anwendung. 


§. 30. e 

Der Notar erforſcht die Willensmeinung der Partheien durch den Doll- 
metſcher, nimmt die Verhandlung in der deutſchen Sprache auf, laͤßt ſolche 
den Betheiligten durch den Dollmetſcher in ihrer Sprache vortragen und von 
dem Dollmetſcher mit den Partheien unterzeichnen. Der Dollmetſcher kann 
auch, wenn die der deutſchen Sprache nicht maͤchtige Perſon des Leſens und 
Schreibens unkundig iſt, deren Handzeichen nach $. 13. atteſtiren. 

Der in deutſcher Sprache aufgenommenen Verhandlung wird eine von 
dem Dollmetſcher verfaßte Ueberſetzung in der fremden Sprache beigefuͤgt, die 
von denſelben Perſonen zu unterzeichnen iſt, welche die deutſche Verhandlung 
unterzeichnet haben. 8 

§. 31. 


6 Hg Protokoll muß außer demjenigen, was nach FH. 10. erforderlich ift, 
enthalten: J 
1) den Namen, Stand und Wohnort des Dollmetſchers; 

2) die Bemerkung, daß derſelbe gerichtlich vereidigt iſt, oder daß die Par⸗ 
theien ſich uͤber die Zuziehung eines unvereidigten Dollmetſchers vereinigt 
haben, und daß dem Dollmetſcher keines der Verhaͤltniſſe entgegenſteht, 
welche nach F. 7. bis 9. und 29, von der Theilnahme an der Ver⸗ 
handlung ausſchließen; 

3) in dem Falle, wenn bei Partheien verſchiedener Sprachen nur Ein Doll⸗ 
metſcher zugezogen worden, die Bemerkung, daß dieſer die Sprachen 
ſaͤmmtlicher Pariheien verſteht; 

4) im Falle des H. 25. die Bemerkung, daß ſaͤmmtliche bei Aufnahme der 
Verhandlung mitwirkende Perſonen der fremden Sprache maͤchtig ſind. 


§. 32. A 
Das unter das Protokoll nach $. 14. zu ſetzende Atteſt muß außer den 
daſelbſt Nr. 2. gedachten Perſonen auch des zugezogenen Dollmetſchers erwaͤh— 
nen; daſſelbe wird der deutſchen Verhandlung, ſowie der Ueberſetzung, in deut⸗ 
ſcher Sprache beigefuͤgt und nach $. 15. unter beiden Exemplaren unterzeichnet. 
H. 33. Ae 
; Bei den Ausfertigungen werden Urſchrift und Ueberſetzung entweder nach 
einander oder in neben einander fortlaufenden Spalten geſchrieben, ſo daß ſich 
der in deutſcher Sprache beizufuͤgende Ausfertigungsvermerk (F. 16.) zugleich 
auf Urſchrift und Ueberſetzung bezieht. 8 N 
$. 34. 
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$. 34. 
Im Großherzogthum Poſen bleibt es ruͤckſichtlich des Atteſtes $. 32. 
und des Vermerks F. 33. bei der beſonderen Vorſchrift des §. IX. der Ver⸗ 
ordnung vom 16. Juni 1834. (Geſetzſammlung Seite 75.) 


$. 35. ee 
g Es iſt unſtatthaft, die Notariatsurkunden blos in der fremden oder blos 
in der deutſchen Sprache aufzunehmen und auszufertigen, ſelbſt wenn die des 
Deutſchen unkundige Parthei das Eine oder das Andere ausdruͤcklich verlan⸗ 
gen ſollte. 98 


| 5. 

Jeder Notar iſt verpflichtet, ein von dem Vorſtande des Untergerichts 
ſeines Wohnortes paginirtes und mit deſſen Handzuge verſehenes Regiſter zu 
fuͤhren, und in die verſchiedenen Kolonnen deſſelben jede von ihm aufgenommene 
Verhandlung nach der Zeitfolge unter fortlaufenden Nummern, das Datum, 
die Natur und Beſchaffenheit des Geſchaͤfts, den Namen, Stand und Wohn⸗ 
ort der Betheiligten einzutragen. 

In dem Regiſter darf nichts radirt und zwiſchen die Linien eingeſchaltet 
werden. 

Auf jeder Ausfertigung wird die Nummer vermerkt, unter welcher die 
Verhandlung in das Regiſter eingetragen iſt. 


$. 37. 
3 Bei dem Ausſcheiden, dem Tode oder der dan bu re Notars in 
einen andern Amtsbezirk hat das Untergericht, in deſſen Bezirk der Notar 
feinen Wohnſitz hatte, alle das Amt deſſelben betreffenden Papiere (Urſchriften, 

egiſter u. ſ. w.) nebſt dem Dienſtſiegel an ſich zu nehmen und aufzubewahren. 
Dem vorgeſetzten Obergerichte iſt hiervon Anzeige zu machen. a 


§. 38. 
; Das Gericht, bei welchem nach der Beſtimmung des F. 37. die amt⸗ 
lichen Papiere des Notars aufbewahrt werden, iſt befugt, Ausfertigungen dar⸗ 
aus unter ſeinem Siegel und ſeiner Unterſchrift zu ertheilen. 
Dabei ift der Grund, weshalb die Ausfertigung von dem Gerichte er⸗ 
theilt wird, anzuführen und die Vorſchrift des F. 18. zu beobachten. 


$. 39. 8 
Wird ein Notar vom Amte ſuspendirt, ſo haͤngt es von der Beſtim⸗ 
mung des Obergerichts ab, ob ſchon waͤhrend der uspenſion ſaͤmmtliche 
Papiere an das betreffende Gericht abgegeben, oder dieſem nur das Regiſter 
nebſt dem Notariatsfiegel ausgeliefert, und die einzelnen Urſchriften, von 
welchen Ausfertigungen verlangt werden, vorgelegt werden ſollen, um in Stelle 
des ſuspendirten Notars die Ausfertigungen zu ertheilen. 


$. 40. : 
Die von den Notaren innerhalb ihrer Kompetenz und mit Beobachtung 
der weſentlichen Foͤrmlichkeiten aufgenommenen Urkunden, die Urſchriften wie 
die Ausfertigungen, haben dieſelbe Beweiskraft und Glaubwuͤrdigkeit, wie die 


gerichtlich aufgenommenen Protokolle und Ausfertigungen. 
(Nr. 2598.) 70* $. 41, 
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| $. 41. 
Als weſentliche Förmlichkeiten find die in den $$. 10. 11. 13. 14. 15. 
21. 22. 24. bis 27. 30. bis 33. 35. enthaltenen Beſtimmungen anzuſehen. 


§. 42. 
Die Verletzung dieſer weſentlichen Foͤrmlichkeiten hat zur Folge, daß das 
Inſtrument nicht die Kraft einer Notariatsurkunde hat. 


$. 43. 

Verletzungen der Vorſchriften dieſer Verordnung, ſo wie anderer das 
Notariat betreffender geſetzlicher Beſtimmungen, ſind an dem Notar, vorbe— 
haltlich der Entſchaͤdigungsanſpruͤche der Intereſſenten, wenn die Sache nicht 
zur Einleitung einer peinlichen Unterſuchung angethan iſt, nach Vorſchrift des 
Geſetzes vom 29. März 1844. im Wege des Disziplinar⸗Strafverfahrens zu 
ahnden. Dabei kann wegen Verletzung des $. 2. nach Umftänden auch ſchon 
im erſten Falle die Entfernung aus dem Amte ausgeſprochen werden. 


§. 44. 

Die Obergerichte haben von Zeit zu Zeit die Geſchaͤftsfuͤhrung jedes in 
ihrem Departement angeſtellten Notars revidiren zu laſſen. Die Notare ſind 
ſchuldig, den Kommiſſarien ſaͤmmtliche Urkunden und Regiſter zur Einſicht 
vorzulegen. 

i F. 45. 

Alle den Beſtimmungen dieſer Verordnung entgegenſtehende geſetzliche 
Vorſchriften, insbeſondere die HF. 49 — 77. Titel 7. Theil III. der Allgemeinen 
Gerichtsordnung und das Geſetz vom 9. Juli 1841. (Geſetzſammlung S. 129.), 
werden aufgehoben; dagegen behaͤlt es bei allen anderen hier nicht abgeaͤnder⸗ 
ten 5 uͤber Anſtellung, Rechte und Pflichten der Notare ſein 
Bewenden. 


H. 46. 

Gegenwaͤrtige Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1846. in Kraft. 
Alle vor dieſem Tage aufgenommene Notariatsurkunden werden lediglich nach 
den bisherigen Geſetzen beurtheilt und koͤnnen insbeſondere deshalb, weil ab— 
weichend von der Vorſchrift des $. 9. dieſer Verordnung Privatſchreiber oder 
Gehuͤlfen der Notare als Inſtrumentszeugen zugelaſſen ſind, nicht als ungültig 
angefochten werden. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 11. Juli 1845. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm.“ 


v. Rochow. v. Savigny. Uhden. 
Beglaubigt: 
ode. 


(Jr. 2599.) 


= m — 
(Ir. 2599.) Geſetz über die Form einiger Nechtögefchäfte. Vom 11. Juli 1845. e e, Sem. 


. ale : . 127 — , . 
ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. dc. e es, 
haben die beſtehenden Vorſchriften über die Form der Rechtsgeſchaͤfte einer e ee, ae, 272 
Reviſion unterwerfen laſſen, und verordnen auf den Antrag Unſeres Staats 1 
Miniſteriums und nach vernommenem Gutachten Unſeres Staatsraths für 7 re 7 
diejenigen Theile Unſerer Monarchie, in denen das Allgemeine Landrecht und e. 
die Allgemeine Gerichtsordnung Geſetzkraft haben, was folgt: 


4 e I. 


Fa 1. 2 22 5. Ara, 

Bei folgenden Rechtsgeſchäften ſoll die bisher vorgeſchriebene Mitwir⸗ . „ 

kung der Gerichte nicht mehr erforderlich ſein, ſondern zur Guͤltigkeit dieſer = 3 
Geſchaͤfte die für Verträge im Allgemeinen vorgeſchriebene Form genügen: - e 

a) bei den Altentheils- oder Auszugsvertraͤgen ($$. 603. und 604. Titel 11. , Fun . 
Theil I. des Allg. Landr., und F. 6. Nr. 3. Titel 1. Theil II. der Allg. „ e 
Gerichtsordnung); 

b) bei Vergleichen uͤber kuͤnftige Verpflegungsgelder ($. 413. Titel 16, A 
Theil I. des Allg. Landr. und F. 6. Nr. 6. Titel 1. Theil II. der Allg. zu. .= ı 2... 
Gerichtsordnung); 4 

c) bei Erbſchaftskaͤufen ($. 473. Titel 11. Theil I. des Allg. Landr. und e, "= * 
$. 9. Nr. 2. Titel 1. Theil II. der Allg. Gerichtsordnung); Arc 

d) bei Verkäufen kuͤnftiger Sachen, wenn der Kaufpreis die Summe von <> 
hundert Thalern uͤberſteigt ($. 583. Titel 11. Theil I. des Allg. Landr. 
und $. 9. Nr. 3. Titel 1. Theil II. der Allg. Gerichtsordnung); 

e) bei der Einwilligung zur Verſicherung auf das Leben eines Dritten 
(F. 1973. Titel 8. Theil II. des Allg. Landr.). 


F. . 
Folgende Rechtsgeſchaͤfte koͤnnen fortan auch von einem Notar aufge⸗ 
nommen werden: 

a) Wechſelproteſte bei trockenen Wechſeln ($. 1206. Titel 8. Theil II. des 

Allg. Landr.); 

b) Vollmachten zur Erhebung von Sachen und Geldern bei Gericht. Der 
H. 116. Titel 13. Theil I. des Allg. Landr. wird aufgehoben, dagegen bleibt 
der H. 571. Titel 12. Theil I. des Allg. Landr., wonach ein gerichtlich 
niedergelegtes Teſtament oder Kodizill nur an einen gerichtlich beitellten 
Bevollmaͤchtigten zuruͤckgegeben werden darf, in Kraft. , 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 

tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouei, den 11. Juli 1845. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Rochow. v. Savigny. Uhden. 
Beglaubigt: 
Bode. 


(Nr. 25992600.) (Jr. 2600.) 
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(Nr. 2600.) Verordnung, betreffend die neuen Anſiedelungen in der Provinz Weſtphalen. 
Vom 11. Juli 1845. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. 


verordnen zur nähern Beſtimmung der für die Provinz Weſtphalen in dem 
Landtagsabſchiede vom 30. Dezember 1834. zu II. über die Gründung neuer 
Anſiedelungen ertheilten Vorſchriften, in Beruͤckſichtigung der Wuͤnſche Unſerer 
etreuen Staͤnde der Provinz Weſtphalen und auf den Antrag Unſeres Staats⸗ 
Miniſteriums, was folgt: 

. 

Zu jeder neuen Anſiedelung auf dem platten Lande innerhalb oder außer⸗ 
halb eines Dorfes oder in einer ſtaͤdtiſchen Feldmark, außerhalb der Stadt und 
Vorſtadt, in der Provinz Weſtphalen, die Anſiedelung mag durch Erbauung 
eines Wohnhauſes (Feuerſtelle) oder durch Einrichtung eines ſchon vorhandenen 
Gebaͤudes (3. B. eines Stalles) zum Wohnhauſe, geſchehen, iſt, außer dem 
order Baukonſenſe, noch die Genehmigung des Landraths (F. 9.) 
erforderlich. 


§. 2. 

Der Antrag auf Geſtattung der Anſiedelung ift an die Ortspolizeibehoͤrde 
(den Buͤrgermeiſter oder Amtmann) zu richten; zur Begruͤndung deſſelben hat 
der Antragende einzureichen: 

1) ein glaubhaftes Zeugniß uͤber feine bisherige Führung, und 
2) Nachweiſe daruͤber: 

a) daß der Platz, auf dem er ſich anſiedeln will, ihm eigenthuͤmlich, zu 
Erbzins oder Erbpachtrechten gehöre, 

b) daß zu dieſem Platze ein offener Weg, welcher die Wohnung und 
Hofſtelle fuͤr die polizeiliche Beaufſichtigung jederzeit zugaͤnglich macht, 
bereits hinfuͤhre, oder doch der Beſchaffung eines ſolchen Weges kein 
Hinderniß entgegenſtehe; und 

c) daß der Antragende hinlaͤngliches Vermögen, ſowohl zur Ausführung 
des Baues, als zur Einrichtung der Wirthſchaft beſitze. 

Beſteht das Vermoͤgen des Antragenden nicht in Grundſtuͤcken oder 
ſichern Hypothekenkapitalien, ſo ift der Nachweis hieruͤber (Nr. 2. Litt. c.) 
durch die Beſcheinigung oder Verſicherung zweien achtbarer und zuverlaͤſſiger 
Gemeindemitglieder zu fuͤhren. 

Bei der Beurtheilung der Zulaͤnglichkeit des Vermoͤgens iſt inſonderheit 
auch die Höhe des Kaufgelder- Nückftandes und der auf das Grundſtuͤck uͤber⸗ 
nommenen beſtaͤndigen Leiſtungen zu beruͤckſichtigen. 


$. 3. 

Die Ortöpolizeibehörde hat die Zuläffigkeit des Antra es (F. 2.) zu pruͤ⸗ 
fen und ſofern derſelbe mit den im H. 2. vorgeſchriebenen eweisſtuͤcken nicht 
verſehen ſein ſollte, wegen deren Nachbringung oder Ergänzung das Erforder— 
liche zu verfuͤgen. 

H. 4. 
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H. 4. 
Haͤlt die Ortspolizeibehoͤrde die in Beziehung auf die Beſtimmungen im 
H. 2. No. 2. Litt. a. und b. beigebrachten Nachweiſe nicht für genügend, fo 
4 8 die Verhandlungen ſofort dem Landrathe zur Entſcheidung einzureichen 


$. 5. 

Außer dieſem Falle ($. 4.) find zuvorderſt die Vertreter der Ortsge⸗ 
meinde, und, wenn die Anſiedelung in der Naͤhe einer benachbarten Gemeinde 
geſchehen ſoll, auch deren Vertreter, in den Staͤdten die Stadtverordneten, in 
den Landgemeinden die Gemeindeverordneten oder die Meiſtbeerbten, uͤber die 
Nee Anſiedelung unter Vorlegung aller Beweisſtuͤcke (F. 2.) zu ver⸗ 
nehmen. 


§. 6. 
Widerſprechen die Gemeindevertreter der Anſiedelung, ſo darf dieſe nicht 
geſtattet werden, wenn 
1) der im $. 2. unter 2. Litt. c. vorgeſchriebene Nachweis nicht geführt 
worden, oder 
2) von der Anſiedelung Gefahr für das Gemeineweſen zu beſorgen, und 
die polizeiliche Beaufſichtigung der Anſiedelung und ihrer Bewohner mit 
ungewoͤhnlichen Schwierigkeiten verknuͤpft iſt. 
Dies iſt beſonders dann anzunehmen, wenn 
a) die Anſiedelung an einem von andern Wohnungen erheblich entfernten 
oder ſonſt unpaſſend gelegenen Orte, namentlich in der Naͤhe von Forſten 
und Holzungen geſchehen ſoll, und zugleich 
b) derjenige, welcher die Anſiedelung beabſichtigt, beſcholtenen Rufes it. 


8. 

Liegen Gründe vor, welche die Gemeindevertreter nach F. 6. zum Wi⸗ 
derſpruche gegen die Anſiedelung berechtigen würden, die Gemeindevertreter fin— 
den ſich jedoch veranlaßt, einen Widerſpruch dagegen nicht einzulegen, ſo hat 
die Behörde (F. 9.) nach den Umſtaͤnden zu ermeſſen: welches Gewicht hier⸗ 
nach den erwähnten Gründen noch beizulegen, ob in Ruͤckſicht auf dieſelben die 
Niederlaſſung dennoch zu unterſagen oder ob ſolche wegen der obwaltenden be— 
ſonderen Verhaͤltniſſe zu geftatten fei. 

H. 8. 
Die Vorſchriften der $$. 1. bis 7. finden, außer dem Fall einer Ver⸗ 
erbung, auch dann Anwendung, wenn Wohnungsgebaäude innerhalb der erſten 
nf Jahre nach ihrer Erbauung von einem mit Wohngebaͤuden befegten 
Grundſtuͤcke abgetrennt und an Andere zu neuen Anſiedelungen eigenthuͤmlich 
oder in Erbzins oder Erbpacht uͤberlaſſen werden. 
§. 9. 
Die Ortspolizeibehoͤrde hat die von ihr geführten Verhandlungen und 
die Erklaͤrungen der Gemeindevertreter mittelſt gutachtlichen Berichts dem Land— 
rath einzureichen, welcher uͤber die Geſtattung der Anſiedelung - 
(Nr. 2600.) A 
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$. 10. | 
Gegen die Entſcheidung des Landraths ſteht ſowohl demjenigen, welcher 
die neue Anſiedelung beabſichtigt, als auch den betheiligten Gemeinden binnen 
zehn Tagen, vom Tage der Eroͤffnung der Entſcheidung an gerechnet, der 
Rekurs an die Regierung und zwar mit ſuspenſiver Wirkung offen. 


$. 11. 
Iſt in dem Falle des H. 1. eine neue Anſiedelung, der ergangenen Ent⸗ 
ſcheidung zuwider ($$. 9. und 10.), unternommen worden, ſo iſt der Beſitzer 
zur Niederreißung der Anlage durch polizeiliche Exekution anzuhalten. 


8 
Eben dieſes findet Statt (F. 11.), wenn die Anſiedelung, ohne die Ent: 
ſcheidung uͤber deren Zulaͤſſigkeit abzuwarten, unternommen worden iſt, und 
ſolche demnaͤchſt für unzulaͤſſig befunden wird; wird fie aber für zuläffig be⸗ 
funden, ſo trifft den Unternehmer eine polizeiliche Geldbuße von 5 bis 50 Rthlr., 
e Unvermoͤgensfalle in verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe zu verwan⸗ 
deln iſt. 


§. . 

Kt in dem Falle des $. 8. auf den Widerſpruch der Ortsgemeinde die 
neue Anſiedelung fuͤr unzulaͤſſig erklaͤrt, ſolche aber dennoch zur Ausführung 
gebracht worden, ſo iſt derjenige, welcher zu dieſer Anſiedelung das Wohn⸗ 
gebäude von feinem Beſitzthum abgetrennt und veräußert hat, der Ortsgemeinde 
während zehn Jahre, vom Tage der Uebergabe des Wohngebaͤudes an gerech— 
net, fuͤr alle Koſten verhaftet, welche fuͤr ſie aus der Verpflichtung zur Armen⸗ 
pflege gegen den Anſiedler und deſſen Familie entſtehen. 


$ 14. 
Durch die gegenwärtige Verordnung wird in den Vorſchriften des Ge⸗ 
ſetzes uͤber die Aufnahme neu anziehender Perſonen vom 31. Dezember 1842. 
wegen der freien Wahl des Aufenthaltsortes nichts geaͤndert. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige: 
drucktem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 11. Juli 1845. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. 
v. Bodelſchwingh. Gr. zu Ae Gr. v. Arnim. Flottwell. 
en. 


